
ILC zu fordern. Diese für die Durchsetzung des Völ­
kerrechts außerordentlich wichtige Problematik wurde 
schon 1949 in eine Liste der zu kodifizierenden Fragen 
auf genommen; mit dem Abschluß der Arbeiten rechnet 
die ILC jedoch erst etwa 1981.
Der Delegierte der DDR betonte, daß die DDR der 
Kodifizierung der Staatenverantwortlichkeit erstran­
gige Bedeutung beimißt und dabei die Unterscheidung 
einzelner Kategorien von Völkerrechts Verletzungen 
nach ihrer Schwere als Schlüsselfrage betrachtet./5/ 
Insbesondere geht es darum, daß die Aggression als 
Verbrechen gegen den Weltfrieden sowie Kolonialis­
mus und Völkermord nicht als gewöhnliche Vertrags­
verletzungen eingeschätzt werden.
Im Ergebnis der wiederholten Vorschläge der Vertre­
ter der sozialistischen Staaten im Rechtsausschuß ent­
hält nunmehr der Bericht der ILC erste Ansätze in 
dieser Richtung. Dort heißt es: „In diesem Zusammen­
hang wird es auch notwendig sein, eine mögliche Un­
terscheidung zu erörtern zwischen Fällen, wo die 
Rechtsbeziehungen, die aus einem internationalen 
rechtswidrigen Akt entstehen, nur zwischen dem Staat, 
der den Akt begangen hat, und dem Staat, der direkt 
dadurch angegriffen wurde, geschaffen werden, und 
Fällen, wo solche Beziehungen auch zu anderen Staa­
ten oder sogar zur internationalen Gemeinschaft als 
Ganzes entstehen.“/6/
Auch Delegierte der Entwicklungsländer betonten die 
Notwendigkeit, zwischen verschiedenen Kategorien 
völkerrechtswidriger Akte zu differenzieren. So schlug 
der Delegierte Zyperns in diesem Zusammenhang vor, 
die ILC möge ihre Arbeiten an einem Kodex der Ver­
brechen gegen die Sicherheit und den Frieden der
Menschheit bald wiederaufnehmen./7/m
Im Hinblick auf die vorliegenden Artikelentwürfe kon­
zentrierten sich die wichtigsten Bemerkungen der 
Delegierten auf Art. 14 und 15, die die Verantwortlich­
keit von Aufstandsbewegungen sowie von Regierungen 
behandeln, die aus siegreichen Aufstandsbewegungen 
hervorgegangen sind. Der Delegierte der DDR forderte 
ebenso wie die Vertreter der UdSSR, der CSSR und 
der Mongolischen Volksrepublik eine klare Definition 
des Begriffs „Aufstandsbewegung“ und unterstrich, 
daß man einen faschistischen Staatsstreich nicht in der 
gleichen Weise wie eine nationale Befreiungsbewegung 
behandeln könne./8/ Damit wurde auf eine Frage 
orientiert, die ein gemeinsames Vorgehen mit den Ent­
wicklungsländern ermöglicht. So betonte z. B. auch der 
Vertreter Tansanias, daß sich die Legitimität des Kamp­
fes der Befreiungsbewegungen unmittelbar aus der 
UNO-Charta ergebe und eine erfolgreiche Befreiungs­
bewegung nicht für Akte verantwortlich gemacht wer­
den könne, die während des Befreiungskampfes be­
gangen wurden./9/

Zur Staatennachfolge in Verträge

In der Debatte wurde deutlich, daß der Konventions­
entwurf der ILC zur Problematik der Staatennachfolge 
in Verträge noch erhebliche Mängel aufweist.
Eine Reihe von Staatenvertretern machte Vorbehalte 
gegen Art. 7 des Entwurfs geltend, wonach die Ar­
tikel der Konvention keine rückwirkende Kraft haben 
und nur auf solche Fälle der Staatennachfolge Anwen­
dung finden sollen, die sich nach ihrem Inkrafttreten
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ereignet haben. Dabei wird unter „Inkrafttreten“ das 
allgemeine Inkrafttreten der Konvention und nicht das 
Inkrafttreten für den einzelnen Staat verstanden, wie 
das bei Art. 28 der Wiener Konvention über das Recht 
der Verträge vom 23. Mai 1969/10/ der Fall ist.
Da der Nachfolgestaat erst nach dem Zeitpunkt der 
Nachfolge Partei der Konvention wird, wäre sonst die 
Nachfolge immer eine Tatsache, die vor dem Tag des 
Inkrafttretens für diesen Partner geschehen ist und 
damit nicht von der Konvention erfaßt wird. Aber 
auch der Ausschluß der rückwirkenden Kraft in der 
Form des Art. 7 stellt — wie die Vertreter der Belo­
russischen SSR und der Volksrepublik Bulgarien be­
tonten — eine drastische Einschränkung der Bedeutung 
der Artikelentwürfe dar./ll/
Weitere Mängel des Konventionsentwurfs bestehen 
darin, daß er die soziale Revolution als Fall der Staa­
tennachfolge nicht enthält und auch den Vorschlag des 
sowjetischen ILC-Mitglieds, Prof. Uschakow, multilate­
rale Verträge universellen Charakters sollten angesichts 
ihrer großen Bedeutung für die Aufrechterhaltung des 
erreichten Niveaus der internationalen Zusammen­
arbeit im Falle der Staatennachfolge in Kraft bleiben, 
nicht berücksichtigt.
Einige Delegierte hielten es darüber hinaus für wün­
schenswert, die abschließenden Arbeiten zur Staaten­
nachfolge in Verträge erst dann vorzunehmen, wenn 
bei den Arbeiten der ILC zur Nachfolge in andere 
Materien (insbesondere Staatsvermögen und Staats­
schulden) substantielle Fortschritte zu verzeichnen sind. 
So sprach sich z. B. der Vertreter Kubas dafür aus, 
beide Probleme in einer Konvention zu regeln./12/
Im Ergebnis der Debatte nahm die UNO-Vollver­
sammlung am 15. Dezember 1975 die Resolution 3496 
(XXX) an, die die Einberufung einer Staatenkonferenz 
für die abschließenden Arbeiten zur Kodifizierung der 
Staatennachfolge in Verträge für 1977 vorsieht. Die 
Vertreter der sozialistischen Staaten enthielten sich bei 
der Abstimmung über diese Resolution der Stimme, da 
der vorliegende Konventionsentwurf angesichts der ge­
nannten Mängel für die Behandlung durch eine Staa­
tenkonferenz noch nicht reif ist.

Kampf gegen eine Revision der UNO-Charta

Einen Schwerpunkt in der Arbeit des Rechtsausschus­
ses bildete die Erörterung des „Berichts des ad-hoc- 
Komitees über die UNO-Charta“ /13/, das entsprechend 
der Resolution 3349 (XXIX) der UNO-Vollversamm­
lung gegründet worden war. Die Verabschiedung die­
ser Resolution ging auf die Initiative einer Reihe von 
nichtsozialistischen Staaten zurück, die das Ziel ver­
folgen, die UNO-Charta zu revidieren. Die sozialisti­
schen Staaten hatten gemeinsam mit anderen Staaten 
gegen die Annahme der Resolution 3349 (XXIX) ge­
stimmt, da eine Revision der Charta die Wirksamkeit 
der UNO herabsetzen und die Bemühungen der fried­
lichen Staaten um eine dauerhafte Entspannung er­
schweren würde./14/
Das ad-hoc-Komitee, dem insgesamt 42 UNO-Mitglied- 
staaten (darunter die UdSSR, die DDR, die Volksrepu­
blik Polen und die Sozialistische Föderative Republik 
Jugoslawien) angehörten, gelangte auf seiner Tagung 
im Sommer 1975 zu keinem einheitlichen Standpunkt. 
Auch in der Debatte des Rechtsausschusses über den
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